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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Baugesetzbuch (BauGB) 
 

zur 
 

Aufstellung des Bebauungsplans 10–7/1 für den Bereich südöstlich des Grundstücks 
Hemdener Weg 147, südwestlich des Grundstücks Paul-Henri-Spaak-Weg 19 sowie 

nordwestlich des Grundstücks Hemdener Weg 116 (geplanter Kreisverkehr im 
Kreuzungsbereich des geplanten Nordrings mit dem vorhandenen Hemdener Weg),  

 
unter Einbeziehung eines kleinen Teilbereichs aus dem Bebauungsplan 10–6,  

einschließlich der externen Kompensationsmaßnahme für den Eingriff in Natur und Landschaft 
in Bocholt Nordost (Kotts Stegge / Gemarkung Barlo, Flur 10, Flurstücke 28, 77, 78, 79, 87, 88, 

91, 98, 110, 111, 112, 124, 125, 172, 174 anteilig) 

 
 
Die Aufstellung des (planfeststellungsersetzenden) Bebauungsplans 10-7/1 für den Bereich südöstlich 
des Grundstücks Hemdener Weg 147, südwestlich des Grundstücks Paul-Henri-Spaak-Weg 19 sowie 
nordwestlich des Grundstücks Hemdener Weg 116 verfolgt die städtebauliche Zielsetzung der 
Schaffung von planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung von Teilstrecken des äußeren 
Straßenringes in Bocholt mit eigener Verkehrsbedeutung und größter verkehrlicher Dringlichkeit, um so 
möglichst zeitnah eine schrittweise Entlastungswirkung für die am stärksten betroffene Bocholter 
Bevölkerung erreichen zu können.  
 
Eine dieser Teilstrecken des äußeren Straßenringes mit eigener Verkehrsbedeutung und größter 
verkehrlicher Dringlichkeit ist der geplante Nordring zwischen dem Hemdener Weg und der 
Adenauerallee. Diese Teilstrecke soll kurz- bis mittelfristig realisiert werden. Diese Strecke, die 
vorwiegend dem Verkehr und der Erschließung innerhalb des Gemeindegebietes dient oder zu dienen 
bestimmt ist, ist gemäß Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) als 
Gemeindestraße zu klassifizieren. Es handelt sich um eine Hauptverkehrsstraße, bei der die Belange 
des Verkehrs überwiegen. Straßenbaulastträger ist somit die Stadt Bocholt. Derzeit stoßen hier 
insbesondere der Hemdener Weg und die Adenauerallee an die Grenzen ihrer Belastbarkeit. Gleiches 
gilt für die Nebenstraßen, die unter anderem auch aufgrund des dadurch entstehenden Zeitvorteils 
befahren werden. In diesem Zusammenhang ist insbesondere die Straße Up de Welle zu erwähnen.  
 
Der für diese Teilstrecke erforderliche planfeststellungsersetzende Bebauungsplan, der ausschließlich 
das Baurecht für die Straße regeln soll, hat bis einschließlich der frühzeitigen Beteiligung noch die 
Bezeichnung 10–7 getragen. Der Einleitungsbeschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 10-7 ist 
am 21.04.2021 vom Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr ursprünglich für den Bereich des 
geplanten Nordrings zwischen dem Hemdener Weg im Westen und der Adenauerallee im Osten, südlich 
der Grundstücke Paul-Henri-Spaak-Weg 1-19 (ungerade Hausnummern), Jean-Monnet-Ring 2–36 
(gerade Hausnummern) und Winterswijker Straße 5 und 7 sowie nördlich der Grundstücke Hemdener 
Weg 116 und 118, Adenauerallee 99 und der Straße Up`m Höwel, unter Einbeziehung von 
Teilbereichen aus den Bebauungsplänen 10–6, 10–3 und NO 32 gefasst worden. 
 
Für die geplante Trasse des Nord-/ Westrings ist es bislang vorgesehen gewesen, Planungsrecht durch 
Aufstellung der beiden Bebauungspläne NW 28 und 10-7 zu schaffen. Der geplante Kreisverkehr 
Hemdener Weg war bislang im Geltungsbereich des Bebauungsplans 10-7 enthalten. 
 
Die Erkenntnisse aus den frühzeitigen Beteiligungen der Bauleitpläne zeigten, dass in den jeweiligen 
Bereichen verschiedenste Aspekte in unterschiedlicher inhaltlicher und zeitlicher Intensität näher 
betrachtet werden mussten und müssen. Im Zuge der Vorbereitung der weiteren Verfahrensschritte für 
die einzelnen Abschnitte (formelle Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung sowie der nachlaufenden 
Ausführungsplanungen) ist es als zielführend angesehen worden, die Bauleitplanung des 10-7 in zwei 
Bebauungspläne aufzusplitten und für den Kreisverkehr Hemdener Weg einen eigenen Bebauungsplan 
aufzustellen. Aufgrund der Dringlichkeit des geplanten Nord- und Westringes zwischen Dinxperloer 
Straße und Adenauerallee könnte so zumindest ein Teilbereich dieses Vorhabens zeitnah bereits 
realisiert werden. 
 
Nach der Aufteilung des Bebauungsplans 10-7 erhielt der vorgezogene Bebauungsplan für den 
Kreisverkehr Hemdener Weg die Bezeichnung 10–7/1. Der verbleibende Teilbereich des ursprünglichen 
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Bebauungsplans 10–7 zwischen dem Hemdener Weg und der Adenauerallee erhielt daraufhin die 
Bezeichnung 10–7/2.  
 
Das Bebauungsplangebiet umfasst eine Fläche von ca. 0,37 ha. Davon entfallen rund 0,06 ha auf 
Verkehrsgrünflächen und 0,31 ha auf Straßenverkehrsflächen. 
 
Am 1. September 2021 ist der länderübergreifende Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz 
(BRPH) als Anlage der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen übergreifenden 
Hochwasserschutz (BGBl. I 2021, S. 3712) in Kraft getreten. Als Ergänzung zum 
Landesentwicklungsplan NRW enthält dieser Ziele und Grundsätze zur Gefahrenverringerung von 
Starkregen und Hochwasser. Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen, Grundsätze sind zu berücksichtigen. Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
einschließlich der Siedlungsentwicklung sind die Risiken von Hochwassern zu prüfen, insbesondere 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen des Klimawandels, wie Starkregen. Dadurch kann großen 
Schäden durch Hochwasserereignisse begegnet werden. Das Plangebiet wird jedoch von keiner 
Überschwemmungsfläche überlagert. Somit ist von keiner Gefahrenlage durch Hochwasserereignisse 
auszugehen. Im Zuge der Ausführungsplanung soll die Berücksichtigung von Starkregenereignissen 
geprüft werden. Die Bauleitplanung entspricht folglich insgesamt den Zielen der Raumordnung. 
 
Die für die Planungen erforderliche 119. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde am 06.03.2023 
bekanntgemacht und ist seitdem wirksam. Die Aufstellung des Bebauungsplans steht somit im Einklang 
mit der Flächennutzungsplanung. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplans wurde am 17.03.2025 bekanntgemacht und erreichte damit die 
Rechtskraft. 

 
 
1. Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
Die ermittelten Umweltbelange wurden im endgültigen Umweltbericht von August 2023 gem. § 2a 
BauGB dargelegt und bewertet. Der Umweltbericht wurde der Aufstellung des Bebauungsplans als Teil 
der Begründung beigefügt. Der Umweltbericht beschreibt und bewertet die Umweltauswirkungen nach 
Anlage 1 BauGB. Er prognostiziert die mittelbaren und unmittelbaren Auswirkungen auf den 
Umweltzustand bei Durchführung der Planung bezogen auf die Fläche, den Menschen, den Boden, das 
Wasser, das Klima, die Luft, die Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, das Landschafts- und das 
Ortsbild, die Kultur- und Sachgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des 
Umweltschutzes. 
 
Schutzgut Mensch/ menschliche Gesundheit 
Die Nutzungsstruktur des Plangebietes ist größtenteils durch Verkehrsflächen und Wiesen geprägt. 
Entlang der südöstlichen Plangebietsgrenzen befinden sich bestehende Wohnsiedlungen. Entlang der 
südwestlichen Plangebietsgrenzen befinden sich landwirtschaftliche Flächen und nördlich anschließend 
eine gewerblich genutzte Fläche. Zur Erholungsnutzung tragen die bestehenden Radwege entlang des 
Hemdener Weges und des Paul-Henri-Spaak-Weges bei. Der Ackerflächenverbund, der sich westlich 
des Plangebietes anschließt, ist als potenzielle Geruchsemissionsquelle anzusehen. Vorbelastungen 
des Plangebietes und des Umfelds in Form von Geräuschimmissionen auf die vorhandene 
Wohnbebauung gehen vom Verkehr auf dem Paul-Henri-Spaak-Weg und dem Hemdener Weg aus. Der 
Hemdener Weg ist zwar ähnlich ausgebaut wie andere Hauptverbindungen zwischen dem Stadtzentrum 
und den nördlichen Stadtgebieten, allerdings hat dieser eine untergeordnete Bedeutung z.B. im 
Vergleich zur Adenauerallee östlich des Plangebietes. Daher führt dieser weniger Verkehr und emittiert 
entsprechend weniger Lärm. Der Paul-Henri-Spaak-Weg und auch der Hemdener Weg sind bereits mit 
einer Straßenbeleuchtung versehen. Außerdem emittieren die umgebenden Straßen und Wohnhäuser 
Licht in das Plangebiet. Weitere Belastungen von Licht, Wärme und Strahlung bestehen nicht. Durch 
die Planung verändert sich die Nutzung der Flächen als Verkehrsfläche im Plangebiet nur teilweise. Der 
Kreuzungsbereich sowie der Hemdener Weg und der Paul-Henri-Spaak-Weg werden bereits als 
Verkehrsfläche genutzt. Die Grünfläche im Westen des Plangebietes verliert allerdings ihre Nutzung als 
Fläche für Bäume. Es entsteht jedoch eine Möglichkeit der Anbindung einer zweispurigen Straße nach 
Westen und nach Osten. Es ist davon auszugehen, dass durch den zu erwartenden Verkehr mit 
Schadstoff-, Lärm- und Lichtimmissionen z.B. durch Abgase, Fahrgeräusche, Motorenlärm und 
Lichtabstrahlung im Plangebiet zu rechnen ist. Temporär kommt es baubedingt zu einer Lärm- und 
Staubentwicklung. Hinsichtlich des Verkehrslärms bestehen für zwei Gebäude südöstlich des 
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Plangebietes Ansprüche auf Lärmschutz. Die Dimensionierung dieser tatsächlich erforderlichen 
Schallschutzansprüche in Form von z.B. Verbesserung der Wände, Dächer, Fenster und Rollläden 
erfolgt für diese beiden Gebäude außerhalb des Planverfahrens in einem weiteren 
Untersuchungsschritt. Aktiver Lärmschutz in Form von Lärmschutzwänden oder -wällen für die 
Gebäude können in der vorliegenden Situation jedoch nicht realisiert werden, da die Lärmschutzwände 
die Zugänge/ Zufahrten zu den Grundstücken blockieren würden und weiterhin auch die erforderlichen 
Sichtlinien für den Straßenverkehr beeinträchtigen würden. Allerdings wird für die Ausbaustrecken 
sowie für den Kreisverkehr ein Splittmastixasphalt als Straßenbelag berücksichtigt, wodurch eine 
lärmmindernde Wirkung erzielt wird. Erschütterungen sind ausschließlich baubedingt bei der Errichtung 
der Verkehrsflächen zu erwarten. Mit der Entwicklung als Straße entstehen u. a. mit der 
Straßenbeleuchtung neue Lichtemittenten. Diese haben jedoch keine erheblichen Auswirkungen auf 
den Umweltbelang Menschen, da sich die Beleuchtung auf das notwendige Maß beschränkt. Risiken 
für die menschliche Gesundheit werden mit der Bauleitplanung insgesamt nicht vorbereitet. Weiterhin 
wird durch den Bebauungsplan kein Störfallbetrieb gem. § 50 BImSchG ermöglicht, sodass hier nicht 
von einer Gefährdungslage auszugehen ist. Es befinden sich auch keine Störfallbetriebe in der 
Umgebung. Daher sind insgesamt keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut zu 
erwarten. 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und die Biologische Vielfalt 
Im Bestand setzt der Bebauungsplan 10-6 (rechtsverbindlich seit 16.02.2001) für das Plangebiet eine 
Freihaltezone für den Nordring fest. Im westlichen Teilbereich wird dort schon eine Verkehrsfläche 
festgesetzt. Die übrigen Bereiche sind als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „öffentliche Parkanlage 
und Verkehrsgrünfläche“ festgesetzt. Die Verkehrsfläche des Paul-Henri-Spaak-Weges ist von intensiv 
gepflegten Wiesenflächen umgeben. Im Rahmen der Bauleitplanung sind erhaltenswerte Einzelbäume 
bzw. Baumgruppen kartiert worden. Im Anhang zum Umweltbericht ist eine Tabelle der aufgenommenen 
Bäume aufgeführt. Innerhalb des Plangebietes befinden sich drei Obstbäume. Baumhöhlen wurden dort 
nicht festgestellt. Hinsichtlich der Biotoptypenbewertung erfolgte im Rahmen des Umweltberichtes keine 
Bewertung nach dem sonst in Bocholt für Bebauungspläne üblichen Verfahren „Numerische Bewertung 
von Biotoptypen für die Bauleitplanung“ (LANUV 2008). Die Bewertung ist anhand des Verfahrens nach 
ELES „Einführungserlass zum Landschaftsgesetz für Eingriffe durch Straßenbauvorhaben (ELES) in 
der Baulast des Bundes oder des Landes NRW“ von Strassen.NRW (2012) durchgeführt worden. 
Begründung für diesen Schritt ist die reine Festsetzung einer Verkehrsfläche im Bebauungsplan. Diese 
Abweichung vom Regelfall ist zuvor mit der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Borken 
abgestimmt worden. Bezüglich des Artenschutzes hat eine Datenabfrage im Jahr 2022 ergeben, dass 
im Plangebiet potentiell neun Fledermausarten und 34 Vogelarten vorkommen können. Zur Erhebung 
des Bestandes planungsrelevanter Arten wurden in den Jahren 2021 und 2022 faunistische 
Erfassungen zu den Artengruppen Fledermäuse und Vögel vorgenommen. Hinsichtlich der 
Einschätzung der Fledermausvorkommens wurde der Untersuchungsraum drei Mal 2021 im Zeitraum 
Juli bis September und sieben Mal im Zeitraum April bis September 2022 begangen. Bei der letzteren 
Begehung fanden auch zwei Schwärmphasenkontrollen statt. Zur Brutvogelkartierung wurden acht 
Begehungen zwischen Februar und Juli 2022 durchgeführt. Bei der Kartierung ist keine 
planungsrelevante Vogelart aufgetreten. Natura 2000-Gebiete, die aufgrund ihrer räumlichen Nähe zum 
Plangebiet betrachtungsrelevant sind, existieren im näheren Umfeld des Plangebietes nicht. Das 
nächstgelegene Vogelschutzgebiet existiert in etwa 15 km westlicher Entfernung. Das nächstgelegene 
FFH-Gebiet befindet sich etwa 10 km nordöstlich des Plangebietes. Bei Durchführung der Planung 
müssen zur Vermeidung baubedingter Tötungen von Individuen nicht planungsrelevanter Vogelarten 
infolge einer Zerstörung von Nestern und Gelegen jegliche Maßnahmen zur Beseitigung von 
Vegetationsstrukturen und ggf. auch Gebäude außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten europäischer 
Vogelarten erfolgen, d. h. außerhalb der Zeit zwischen dem 1. März und dem 30. September. Der 
Verbotstatbestand der Verletzung/ Tötung von Individuen (i. S. d. § 44 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) wird bei Beachtung dieser Bauzeitenbeschränkung nicht erfüllt. 
Darüber hinaus sind durch die vertiefende Artenschutzprüfung keine weiteren erforderlichen 
Maßnahmen festgestellt worden. Der Bebauungsplan bedingt bezüglich der Pflanzen einen Eingriff in 
Natur und Landschaft. Bei Durchführung der Planung müssen dem Nordring mittelalte Einzelbäume 
weichen. Dies hat zunächst negative Auswirkungen auf die Pflanzen und die biologische Vielfalt im 
Plangebiet. Der Bebauungsplan 10-7/1 sieht vor, dass ein Einzelbaum am Paul-Henri-Spaak-Weg 
gepflanzt wird. Dieser soll Teil einer Allee werden, die dann im Weiteren über den angrenzenden 
Bebauungsplan 10-7/2 festgesetzt wird. Darüber hinaus sind entlang der Straße und des Kreisverkehres 
Flächen für Verkehrsgrün festgesetzt. Der Kreisverkehr soll zudem eine begrünte Mittelinsel erhalten. 
Bei der Baumpflanzung ist ein klimaresistenter Baum zu verwenden, um den Anforderungen des 
Standortes und des Klimawandels zu entsprechen. Auswirkungen des Vorhabens auf Natura 2000-
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Gebiete können aufgrund der Art des Vorhabens und der Entfernung zu den nächstgelegenen Natura 
2000-Gebieten ausgeschlossen werden. Durch die Planung kommt es bezüglich des Schutzgutes zwar 
zu negativen Auswirkungen, welche allerdings insgesamt als nicht erheblich einzustufen sind. 
 
Schutzgut Fläche 
Das Plangebiet des Bebauungsplans ist ca. 0,37 ha groß. Die von der Planung betroffenen Flächen 
sind bisher teilweise durch einen Bebauungsplan gesichert (Bebauungsplan 10-6) und werden mit der 
Planung einer neuen Nutzung zugeführt. Bei dem Plangebiet handelt es sich überwiegend um 
versiegelte Flächen. Durch die Planung werden umfangreiche Versiegelungen im Plangebiet durch die 
künftige Nutzung als Verkehrsfläche planungsrechtlich zulässig. Die versiegelte Verkehrsfläche hat 
einen Umfang von ca. 0,31 ha. Notwendige Baumaßnahmen und damit bauzeitlich in Anspruch 
genommene Flächen beschränken sich auf die Flächen innerhalb des Plangebietes und auf den 
Parkplatz am Hemdener Weg nördlich des Plangebietes. Diese bereits versiegelte Fläche soll als 
Baustelleneinrichtungsfläche fungieren. Hinsichtlich des Schutzgutes Fläche können aufgrund 
weitergehender Versieglungen zunächst negative Auswirkungen festgestellt werden, welche infolge des 
Vorliegens bereits überwiegend versiegelter Flächen als nicht erheblich einzustufen sind. 
 
Schutzgut Boden/ Wasser 
Der Boden im Plangebiet ist durch die geologische Lage in den Niederterrassen bestimmt. Der 
unversiegelte Boden des Plangebietes besteht aus Plaggenesch, dessen landwirtschaftliche 
Ertragsfähigkeit sich als gering einstufen lässt. Aufgrund seiner Entstehungsgeschichte ist er als Archiv 
der Natur- und Kulturgeschichte und somit schutzwürdiger Boden deklariert. Zudem nimmt der Boden 
eine Funktion als Lebensraum für Flora und Fauna wahr. Am nördlichen und östlichen Rand des 
Plangebietes liegt ein Gley-Podsol vor. Im Plangebiet liegen keine festgesetzten oder geplanten 
landesrechtlichen Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebiete. Außerdem sind keine 
Überschwemmungsbereiche oder Gefahrengebiete ausgewiesen. In der Umgebung des Plangebietes 
und im Plangebiet selbst existieren keine Oberflächengewässer. In Bezug auf den Umweltbelang 
Wasser ist daher nur das Grundwasser von Bedeutung. Der Grundwasserkörper ist sowohl 
mengenmäßig als auch chemisch in gutem Zustand. Es handelt sich hierbei um ein wasserhöffiges 
Gebiet. Das hat zur Folge, dass das Grundwasser hier durchaus gefördert werden kann. Auf die 
genannten Bodenfunktionen (Ertrags-, Archiv- und Lebensraumfunktion) wirkt die Planungsumsetzung 
zunächst baubedingt ein. Ursache ist hier das Befahren mit Baumaschinen zur Bodenverdichtung. 
Außerdem wird zur Baustelleneinrichtungsflächen Boden benötigt. Dafür wird Fläche innerhalb des 
Plangebietes verwendet sowie der Parkplatz auf dem Hemdener Weg nördlich des Plangebietes. Da 
dieser Parkplatz bereits versiegelt ist, muss dafür kein weiterer Boden in Anspruch genommen werden. 
Die Versiegelung des Bodens in Form von Straßen stellt die stärkste Auswirkung der Planung auf das 
Schutzgut Boden dar. Der größte Teil der zu versiegelnden Fläche ist bereits versiegelt. Somit kommt 
es nur zu einer geringen Neuversiegelung und der damit verbundenen Beeinträchtigung. An den bisher 
unversiegelten Bodenflächen geht die Archivfunktion des Plaggenesch-Bodens verloren. Um diese 
Archivfunktionen an anderer Stelle zu bewahren, kann auf externe Ausgleichsflächen der Stadt Bocholt 
zurückgegriffen werden. Hinsichtlich des Niederschlagswassers der Straßenflächen ist eine 
Versickerung über Mulden im Straßenraum vorgesehen. Hierdurch können die Niederschläge vor Ort 
versickert werden und müssen nicht über die Kläranlage geklärt werden. Zu berücksichtigen sind hierbei 
die wasserhöffigen Böden im Plangebiet. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind daher nicht 
als erheblich einzustufen. Für das Plangebiet liegen derzeit keine Hinweise auf Altlastenvorkommen 
vor. Ein Kampfmittelvorkommen kann jedoch grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Vor 
Aufnahme jeglicher Baumaßnahmen ist sicherzustellen, dass die betroffenen Flächen vom 
Kampfmittelräumdienst abgesucht und über den Fachbereich Öffentliche Ordnung der Stadt Bocholt 
freigegeben werden. Nach derzeitigem Kenntnisstand ist das Plangebiet nicht von bergbaulichen 
Einwirkungen betroffen. 
 
Schutzgut Klima/ Luft 
Im Bereich des Paul-Henri-Spaak-Weges, des Hemdener Weges und der Moddenborgstraße sind 
Vorbelastungen durch die bestehenden Straßen zu nennen. Die Straßen wirken sich durch 
Aufheizeffekte, Versiegelung und den Verkehr negativ auf das Kleinklima aus. In der angrenzenden 
östlichen und südlichen Umgebung herrscht Wohnbebauung vor, so dass das Klima dort anthropogenen 
Modifikationen unterworfen ist. Unter Berücksichtigung von Art und Maß der baulichen Dichte lassen 
sich diese Modifikationen als schwach bis mäßig beurteilen. Offene Freiflächen im westlichen Teil des 
Plangebietes und in den angrenzenden Bereichen nehmen durch nächtliche Kaltluftproduktion in der 
Regel eine temperaturbezogene Ausgleichsfunktion wahr. Der Transport von Kaltluft, die auf den 
Ackerflächen in der Nähe des Plangebietes entsteht, wird ringsum fast vollständig durch Bebauung und 
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den angrenzenden Gehölzbestand gehemmt. Daher ist die Ausgleichsfunktion der angrenzenden 
Freiflächen auf den Westen des Plangebietes beschränkt. Bezüglich der Luftqualität lassen sich 
Vorbelastungen durch die Bestandsstraßen und den dort fließenden Verkehr ausmachen. Es ist 
flächenhaft mit Hausbrandemissionen der angrenzenden bestehenden Wohngebiete zu rechnen, die 
aufgrund der geringen Bebauungsdichte allerdings als unerheblich zu beurteilen sind. Die 
Bauleitplanung sieht insgesamt nur geringe zusätzliche Versiegelungen vor, so dass die negativen 
Auswirkungen nur geringfügig sind. Die angrenzenden Grünstrukturen außerhalb des Bebauungsplans 
können erhalten werden, so dass durch geplante Einzelbaumpflanzungen und die Anlage von 
Grünflächen die Auswirkungen auf das Klima abgemildert werden können. Die Baumpflanzung dient 
wiederum langfristig als neuer CO²-Speicher. Die Wirkung diesbezüglich nimmt über die Jahre hinweg 
zu. Insgesamt wird das Klima durch den geplanten Kreisverkehr inklusive der anschließenden Straßen 
modifiziert, da zusätzliche Flächen innerhalb des Plangebietes versiegelt werden. Dies betrifft jedoch 
vorwiegend das Mikroklima vor Ort. Die angrenzenden Grünstrukturen im Norden und im Südwesten 
außerhalb des Bebauungsplans können erhalten werden, sodass dort durch geplante 
Einzelbaumpflanzungen im Rahmen des Bebauungsplans 10-7/2 die Auswirkungen auf das Klima 
abgemildert werden. 
 
Schutzgut Ortsbild/ Landschaft 
Das Plangebiet befindet sich im Landschaftsraum „Millingen-Bocholter Ebene“. Ortsbildprägende 
Elemente sind die Einzelbäume im Westen des Plangebietes und die Grünfläche um diese herum. 
Ebenso tragen die bestehenden Straßen maßgeblich zum Ortsbild bei. Das Landschafts- bzw. Ortsbild 
im Plangebiet wird durch die aus dem Bebauungsplan resultierende Nutzung geringfügig verändert. Ein 
Teil der Grünflächen an der Kreuzung Hemdener Weg/ Paul-Henri-Spaak-Weg wird dem entstehenden 
Kreisverkehr und den zweispurigen Straßenanknüpfungen weichen. Zudem werden auf einer 
Grünfläche drei Bäume entfernt und im Osten ein neuer Baum gepflanzt, was die Grünfläche optisch 
verändert. Es kommt allerdings zu keiner gesamtheitlichen Neuordnung des Ortsbildes an dieser Stelle. 
Baubedingt ist mit Belastungen durch Straßenbautätigkeiten zu rechnen. Betriebsbedingte 
Auswirkungen sind aufgrund der Art des Vorhabens auszuschließen. Insgesamt sind die Auswirkungen 
auf das Schutzgut als gering einzustufen.  
 
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Im Plangebiet sowie dessen näherem Umfeld befinden sich nach aktuellem Kenntnisstand keine Bau- 
oder Bodendenkmäler. Teilweise geht bei Durchführung der Planung Plaggenesch-Boden verloren. Da 
aber viele weitere Plaggenesch-Vorkommen in der weiteren Umgebung existieren und die 
Archivfunktion somit weiterhin an anderer Stelle erfüllt werden kann, ist dieser Verlust als unerhebliche 
Auswirkung einzustufen. Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauerwerk, 
Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbung in der natürlichen Bodenbeschaffung) sind nicht 
auszuschließen. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Bocholt und dem 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster unverzüglich 
anzuzeigen. Kultur- und sonstige Sachgüter sind somit im Plangebiet nicht vorhanden, wodurch mit 
keinen Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes zu rechnen ist. 
 
Zur Vermeidung von Emissionen, den Umgang mit Abfällen und Abwässern lässt sich anführen, dass 
eine reine Verkehrsfläche vorgesehen ist und somit hier betriebsbedingt keine Abfälle anfallen. 
Baubedingt fallen Abfälle in Form von ggf. zurückzubauenden Strukturen (wie z.B. Asphalt der 
Bestandsstraße) an. Diese werden fachgerecht entsorgt. Niederschlagswässer sollen über Mulden in 
den Verkehrsgrünflächen versickert werden. Da keine Gebäude im Plangebiet festgesetzt sind, ist mit 
einer Entsorgung von Schmutzwasser nicht zu rechnen. 
 
Zur Nutzung erneuerbarer Energien ist zu erwähnen, dass eine Nutzung von erneuerbaren Energien 
nicht möglich ist, da eine Straße geplant wird. 
 
 
2. Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und frühzeitige Beteiligung der Behörden 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Nach ortsüblicher Bekanntmachung am 24.08.2022 erfolgte in der Zeit vom 01.09.2022 bis 
einschließlich 07.10.2022 die frühzeitige Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB. 
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Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sind zu dem Entwurf des Bebauungsplans Stellungnahmen aus 
der Öffentlichkeit eingegangen. 
 
Anlieger des Hemdener Weges erkundigten sich in ihrer Stellungnahme, ob die Möglichkeit bestehe, für 
die Zufahrt zu ihrem Grundstück am Hemdener Weg und dem PKW-Stellplatz eine Bordsteinabsenkung 
vorsehen zu können. Grundsätzlich könnte die seitens der Anlieger angeregte Bordsteinabsenkung 
wunschgemäß berücksichtigt werden. Bezüglich der Einzelheiten wird sich die Stadt Bocholt zu 
gegebener Zeit mit den Anliegern in Verbindung setzen. Die geäußerte Stellungnahme hat zu keiner 
Änderung der Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
Weitere Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung mit gleichem bzw. ähnlichem 
Inhalt sind nachfolgend thematisch zusammengefasst worden. Die Zusammenfassung erfolgte dabei 
nach den folgenden Themenschwerpunkten: 
• Verkehrliche Belange 
• Immissionsschutz 
• Städtebauliche Belange 
• Natur, Landschaft und Klima 
• Kosten und Finanzierung sowie 
• Verfahren und Formelles 
 
Verkehrliche Belange 
Die Anlieger äußerten in ihren Stellungnahmen hinsichtlich der verkehrlichen Belange, dass die 
Verkehrswende zum Ziel habe, den motorisierten Individualverkehr (MIV) zu reduzieren und dass 
nachfolgende Maßnahmen bzw. Umstände den äußeren Straßenring entbehrlich machen würden. In 
diesem Zusammenhang ist angemerkt worden, dass der Rückbau von Straßen und die Förderung des 
Umweltverbundes zu einer Verhaltensänderung bei der Verkehrsmittelwahl zugunsten des 
Umweltverbundes führe. Zudem sei die Bevölkerungsentwicklung in der Stadt Bocholt rückläufig. Die 
Anlieger sind der Ansicht, dass mehr Straßen auch mehr MIV und CO²-Emissionen verursachten und 
dass es sich beim geplanten Nordring um keine Umgehungsstraße mehr handele. Insgesamt sei der 
äußere Straßenring eine vermeidbare Beeinträchtigung von Natur und Landschaft, da zur Erschließung 
neuer Wohnbauflächen keine Ortsumgehungsstraße, sondern lediglich Anliegerstraßen notwendig 
seien. Weiterhin ist angeregt worden, dass der äußere Straßenring nicht durch das Stadtgebiet geführt 
werden dürfe bzw. eine andere Linienführung erhalten solle. Auch die Belange des Rad- und 
Fußgängerverkehrs müssten berücksichtigt werden. 
Bezüglich der Verkehrswende und der Reduzierung des MIV sei an dieser Stelle auf das 
Mobilitätskonzept 2035 verwiesen, welches genau diese Inhalte verfolgt. Ein Rückbau bzw. 
nahmobilitätsfreundlicher Ausbau von Straßen ist im Mobilitätskonzept im Zusammenspiel mit dem 
Nordring denkbar. Eine Förderung des Fuß- und Radverkehrs in der Innenstadt und in Stadtteilen 
reduziert die Zahl kurzen Wege mit dem Auto. Zu einer vermeintlich rückläufigen Bevölkerungszahl in 
Bocholt lässt sich anführen, dass Bocholt (entgegen der offiziellen Prognosen der letzten Jahre von 
IT.NRW) seine Bevölkerungszahl derzeit bei gut 71.930 Einwohnern hält. Die Bevölkerungsentwicklung 
ist in den letzten Jahren deutlich weniger negativ als prognostiziert. Darüber hinaus berücksichtigen die 
offiziellen Prognosen von IT.NRW nicht die angestrebten Wohngebietsentwicklungen (bspw. im Zuge 
des Rahmenplan Nord) sowie die lokalen Besonderheiten. Auch für die Zukunft ist daher davon 
auszugehen, dass sich die Bevölkerungszahl in Bocholt positiver entwickeln wird, als von IT.NRW 
offiziell prognostiziert. Die Erforderlichkeit des äußeren Straßenringes besteht somit nach wie vor. Für 
die Verkehrsprognose wurde das Mobilitätsverhalten der verschiedenen Bevölkerungsgruppen in 
Bocholt durch Haushaltsbefragungen festgestellt. Das der Prognose zugrundeliegende 
Mobilitätsverhalten spiegelt somit einzelfallbezogen die Bocholter Verhältnisse wieder. Zur Ansicht, 
dass mehr Straßen auch mehr MIV und CO²-Emissionen verursachten kann angeführt werden, dass 
der Bau des Nordrings eine aus vielen Maßnahmen des Mobilitätskonzeptes ist. Der Nordring schafft 
Entlastungen und Möglichkeiten, besonders innerstädtische Bereiche fuß- und radfahrerfreundlicher zu 
gestalten. Der Nordring ist in diesem Sinne Teil einer Pull- und Push-Strategie: Verkehre auf geeignete 
Straßen verlagern (Pull) und innerstädtische Straßen entlasten sowie Fußgänger- und 
Radfahrerfreundlich zu gestalten (Push). Erst der Bau des Nordringes eröffnet die Freiräume dazu und 
geeignete Push-Maßnahmen verhindern, dass insgesamt Verkehr induziert wird. Die Stadt Bocholt 
verfolgt das Ziel die Treibhausgasemissionen des Straßenverkehrs auf das absolut notwendige Maß zu 
begrenzen. Dieses Ziel vor Augen und vor dem Hintergrund eines stetig wachsenden 
Mobilitätswunsches in der Bocholter Bevölkerung sowie der vollzogenen Abwägungsentscheidung 
zugunsten des äußeren Straßenringes unter Einbeziehung von Möglichkeiten 
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• zur Verkehrsberuhigung durch ergänzende Maßnahmen zur Vermeidung des induzierten Verkehrs, 

• zum Rückbau anderer Kfz-Verkehrsflächen zur Vermeidung des induzierten Verkehrs, 

• zur Förderung von Alternativen zum Auto (Umweltverbund) und 

• zur alternativen Linienführung des äußeren Straßenringes 
führt der geplante Nordring verkehrsträgerübergreifend zur maximalen Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen und damit zu maximalem Klimaschutz. 
Zum Aspekt der Umgehungsstraße ist zu erwähnen, dass nie beabsichtigt gewesen ist, den äußeren 
Straßenring als Umgehungsstraße, die das Stadtgebiet ausschließlich am äußeren Stadtrand umfährt, 
zu realisieren. Näheres kann der Begründung zum Bebauungsplan 10-7/1 entnommen werden. 
Bezüglich des Aspektes der gewählten Linienführung sei an dieser Stelle ebenfalls auf die 
Ausführungen in der Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. Ergänzend dazu sei erwähnt, dass 
es zur Erschließung des Gemeindegebietes eines hierarchisch aufgebauten Straßennetzes bedarf, das 
angefangen mit der Verbindungsfunktion über die Erschließungsfunktion bis hin zur Aufenthaltsfunktion 
den verschiedenen Nutzungsansprüchen gerecht werden muss. Die Bauleitplanung folgt diesem 
Grundsatz und ist demnach keine vermeidbare Beeinträchtigung von Natur und Landschaft. Da die 
Erforderlichkeit der Bauleitplanung nachgewiesen und verschiedene Linienführungen sachgerecht 
bewertet worden sind, handelt es sich, unter Berücksichtigung von Maßnahmen zur Verminderung, um 
einen unvermeidbaren Eingriff in das Klima und die Biodiversität. Zur Bilanzierung dieses Eingriffs ist 
ein Verfahren angewendet worden, dass speziell auf die Besonderheiten einer Straßenbaumaßnahme 
zugeschnitten ist. Hinsichtlich der Berücksichtigung der Belange des Rad- und Fußgängerverkehrs ist 
zu erwähnen, dass die neuesten Erkenntnisse aus der Unfallforschung in die Planung von 
Kreisverkehren einfließen. Kreisverkehre sind nicht grundsätzlich unfallträchtiger als 
vorfahrtgeregelte/signalisierte Kreuzungen. Ganz im Gegenteil kommen sowohl die Regelwerke als 
auch die Unfallforschung zu Erkenntnissen, dass Kreisverkehre sichere Verkehrsführungen sind und 
gegenüber „normalen“ Kreuzungen Vorteile haben können. Die Stellungnahmen bezüglich der 
verkehrlichen Belange haben insgesamt zu keiner Änderung der Bauleitplanung nach der frühzeitigen 
Beteiligung geführt. 
 
Immissionsschutz 
Die Anlieger äußerten in ihren Stellungnahmen zum Thema Immissionsschutz, dass das prognostizierte 
Verkehrsaufkommen von 16.000 Kfz pro Tag zu einem Anstieg der Lärm- und 
Luftschadstoffimmissionen führen werde und ein entsprechender Lärmschutz nicht berücksichtigt 
worden sei. Folglich sei eine Gesundheitsgefährdung zu befürchten. Ferner läge kein entsprechendes 
Gutachten vor und die Immissionen würden zu einer Wertminderung der Immobilien führen. Zu den 
angeregten Punkten muss grundsätzlich klargestellt werden, dass im Bereich des geplanten Nordrings 
zwischen Hemdener Weg und Adenauerallee bei Schließung des äußeren Straßenringes die maximale 
Verkehrsbelastung von ca. 11.000 Kfz pro Tag und nicht 16.000 Kfz pro Tag für das Jahr 2035 
prognostiziert worden ist. Bezüglich der grundsätzlichen Verfahrensweise beim Immissionsschutz wird 
an dieser Stelle auf die Ausführungen in der Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. Aktiver 
Lärmschutz auf der Südseite des geplanten Nordrings zwischen Hemdener Weg und Adenauerallee ist 
nicht Bestandteil des Bebauungsplans 10-7/1. Er wird nach derzeitigem Kenntnisstand erst mit der dort 
noch ausstehenden Siedlungsentwicklung erforderlich werden und mit der dafür notwendigen 
Bauleitplanung festgesetzt. Da das Lärmschutzkonzept der Stadt Bocholt die gesetzlichen 
Mindestanforderungen erfüllen muss, ist darüber hinaus nicht von einer Wertminderung der 
Grundstücke auszugehen. Die Stellungnahmen bezüglich des Immissionsschutzes haben zu keiner 
Änderung der Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
Städtebauliche Belange 
Die Anlieger äußerten in ihren Stellungnahmen bezüglich des Aspektes der städtebaulichen Belange, 
dass der äußere Straßenring den Ortsteil Stenern von der Innenstadt trennen würde. Dazu ist zu 
erwähnen, dass der äußere Straßenring nach seiner Fertigstellung keine unüberwindbare Barriere sein 
wird. Eine ausreichende Anzahl von Querungsmöglichkeiten für Radfahrer und Fußgänger wird kurze 
Wege und soziale Kontakte erhalten. Die Stellungnahmen bezüglich städtebaulicher Belange haben zu 
keiner Änderung der Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
 
Natur, Landschaft und Klima 
Die Anlieger regten in ihren Stellungnahmen an, dass der Baumbestand (Wald) westlich der 
Adenauerallee nicht gefällt werden dürfe, da sonst weniger CO² gebunden werden könne. 
Innerstädtische Ausgleichsflächen stünden nicht zur Verfügung und könnten die CO²-bindende Funktion 
nicht kompensieren. Weiterhin ist angemerkt worden, dass die Bäume Bestandteil der Stadtgestaltung 
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und der Forstwirtschaft seien. Abschließend ist kritisiert worden, dass die Vernichtung von Biotopen 
(Wald) die Arten Breitflügelfledermaus, Waldkauz, Bunt-, Grün- und Schwarzspecht sowie Singvögel 
und Insekten etc. (Biodiversität) gefährde. Die Ziele des Landschaftsplanes seien zu berücksichtigen. 
Es muss zunächst klargestellt werden, dass im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans 10–7/1 kein 
Wald tangiert wird. Gleichwohl wird mit Blick auf den Bebauungsplan 10-7/2 eine entsprechende 
inhaltliche Auseinandersetzung mit dieser Thematik erfolgen. Bezüglich der gewählten Linienführung 
sei an dieser Stelle auf die obigen Ausführungen und nochmals auf die Ausführungen in der Begründung 
zum Bebauungsplan verwiesen. Die Verortung der Ersatz- und Ausgleichsflächen erfolgt auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung. Hierfür werden innerstätische Kompensationsflächen (jedoch nicht in 
unmittelbarer Nachbarschaft zum äußeren Straßenring) zur Verfügung stehen. Es wird derzeit 
konzeptionell an Möglichkeiten gearbeitet kurz- bis mittelfristig neue Waldflächen in unmittelbarer 
Nachbarschaft zum äußeren Straßenrings (im räumlichen Umfeld des Rahmenplanes Nord) zu 
realisieren. Festzuhalten ist weiter, dass Bäume eine große Bedeutung für die Stadtgestaltung und die 
Forstwirtschaft haben. Sie sind Belange dieser Bauleitplanung. Neben anderen Belangen, die für die 
Abwägung von Bedeutung sind, sind diese zu ermitteln, zu bewerten sowie gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen. Der Bebauungsplan 10-7/1 erfüllt diese Anforderungen. Hinsichtlich 
der Anregung zur Vernichtung von Biotopen ist zu erwähnen, dass auch diese Thematik im Näheren 
durch die Bauleitplanung zum Bebauungsplan 10-7/2 behandelt wird. Im Übrigen sei an dieser Stelle 
auf die entsprechenden Ausführungen in der Begründung und im Umweltbericht zum Bebauungsplan 
10-7/1 verwiesen. Die Stellungnahmen bezüglich der Themen Natur, Landschaft und Klima haben zu 
keiner Änderung der Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
Kosten und Finanzierung 
Zu den Kosten und zur Finanzierung äußerten die Anlieger in ihren Stellungnahmen, dass die Kosten 
der Corona-Pandemie und die angespannte Haushaltslage im Allgemeinen an der Finanzierbarkeit des 
äußeren Straßenringes zweifeln ließen. Es ist angemerkt worden, dass Angaben zu Kosten und deren 
Finanzierung fehlt würden. Dazu ist anzuführen, dass die Stadt Bocholt in den nächsten Jahren wichtige 
Investitionen zu tätigen hat. Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet durch Beschluss der 
Haushaltssatzung, für welche Investitionsmaßnahmen in den nächsten Jahren finanzielle Mittel 
bereitgestellt werden. Am 24.06.2020 hat die Stadtverordnetenversammlung beschlossen, die Mittel für 
die Abschnitte Westring III, Westring IV und Nordring I zur Verfügung zu stellen und im Haushaltsplan 
fortzuschreiben. Weitere Ausführungen sind in der Begründung zum Bebauungsplan vorhanden. Die 
Stellungnahmen bezüglich der Kosten und der Finanzierung haben zu keiner Änderung der 
Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
Verfahren und Formelles 
Ein Anlieger äußerte in seiner Stellungnahme zum Verfahren, dass bei einem Bürgerentscheid 
(demoskopische Untersuchung) ggf. eine Mehrheit gegen den geplanten Nordring zustande kommen 
wäre. Ein Bürgerentscheid bzw. eine demoskopische Untersuchung sind nicht vorgesehen. Die 
Entscheidung über die Realisierung der Bauleitplanung erfolgt durch den Satzungsbeschluss der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bocholt. Letztlich sei darauf hingewiesen, dass ein 
Bürgerbegehren nach § 26 Abs. 5 Nr. 5 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) über die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen mit Ausnahme der 
Entscheidung über die Einleitung des Bauleitplanverfahrens unzulässig ist. Die Stellungnahme 
bezüglich des Verfahrens hat zu keiner Änderung der Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung 
geführt. 
 
Seitens der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange äußerte die Bocholter Energie- und 
Wasserversorgung GmbH (BEW) in ihrer Stellungnahme, dass die Bauleitplanung eine Überbauung 
ihrer Versorgungsleitungen vorsehen würde und dass bezüglich der Baumaßnahme eine rechtzeitige 
Abstimmung erforderlich sei. Die Baumaßnahme wird rechtzeitig mit der BEW abgestimmt. Für 
Leitungen im Allgemeinen ist ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen (siehe Hinweis H6 – 
Ver- und Entsorgungsleitungen) worden. Die geäußerte Stellungnahme hat somit zu keiner Änderung 
der Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
Der Kreis Borken äußerte sich im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zu den Themen 
Wasserwirtschaft/Abwasser sowie Natur- und Landschaftsschutz. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
regte der Kreis Borken an, dass die Versickerung des Niederschlagwassers über straßenbegleitende 
Mulden einer Erlaubnis nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz bedürfe und dass diese bei der Unteren 
Wasserbehörde des Kreises Borken einzuholen sei. Hinsichtlich des Natur- und Landschaftsschutzes 
äußerte der Kreis Borken, dass artenschutzrechtliche Aspekte bei der Weiterführung des geplanten 
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Nordrings durch den alt- und höhlenbaumartigen Baumbestand (Wald) westlich der Adenauerallee eine 
wesentliche Rolle spielten. Die schwierige Ersetzbarkeit des Waldes dürfe nicht vernachlässigt werden. 
Der Kreis regte zudem an, dass eine alternative Linienführung unter Einbeziehung der Straße Up de 
Welle noch einmal geprüft werden solle. Ferner ist angemerkt worden, dass der Umweltbericht auf 
veralteten Daten beruhe und diese zur öffentlichen Auslegung aktualisiert werden müssten. Auch die 
Bilanzierung der Eingriffe in Natur und Landschaft müsste entsprechend ergänzt werden. Einige weitere 
Teilaspekte seien in den Umweltgutachten nicht oder in nicht ausreichendem Maße berücksichtigt 
worden. Bezüglich des Themas Wasserwirtschaft sei an dieser Stelle auf das entsprechende Kapitel 15 
- Belange der Wasserwirtschaft/ Abführung des Niederschlagwassers verwiesen. Zu diesem Zweck ist 
ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen worden (siehe Hinweis H4). Die Anregung hat zu 
keiner Änderung der Planung geführt. Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Aspekte und einer 
alternativen Linienführung sei auf die vorherigen Ausführungen sowie die Begründung zum 
Bebauungsplan verwiesen. Bezüglich des Umweltberichtes und der Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung sind die vom Kreis Borken erwähnten Aspekte, soweit sie den Bebauungsplan 
10-7/1 betrafen, in den Umweltgutachten entsprechend berücksichtigt und angepasst worden. Für 
weitere Ausführungen sei auf Kapitel 12 der Begründung zum Bebauungsplan 10-7/1 verwiesen. Die 
geäußerte Stellungnahme hat in diesen Punkten zu einer Änderung der Bauleitplanung nach der 
frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
Der Landesbetrieb Wald und Holz NRW (Regionalforstamt Münster) äußerte in seiner Stellungnahme 
erhebliche Bedenken, da von der vorliegenden Bauleitplanung eine große Waldfläche betroffen sei. 
Ferner ist angemerkt worden, dass weder der Umweltbericht noch der landschaftspflegerische 
Begleitplan Angaben zu forstlichen Belangen und zu Ersatzaufforstungen mache. Bezüglich der 
Bedenken zur Waldfläche sei auf die obigen Ausführungen zur alternativen Linienführung bzw. die 
entsprechenden Abschnitte in der Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. Die vom Landesbetrieb 
erwähnten Aspekte zu forstlichen Belangen sind in den Umweltgutachten zum nachfolgenden 
Verfahrensschritt entsprechend angepasst und berücksichtigt worden. Die Stellungnahme des 
Landesbetriebes hat zu keiner Änderung der Bauleitplanung nach der frühzeitigen Beteiligung geführt. 
 
Veröffentlichung im Internet sowie öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Die Veröffentlichung im Internet sowie zusätzlich die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und 
die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte nach 
ortsüblicher Bekanntmachung vom 19.09.2023 in der Zeit vom 27.09.2023 bis einschließlich 
30.10.2023. 
 
Auch im Rahmen der öffentlichen Auslegung sind einige Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
eingegangen. Die Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung mit gleichem bzw. ähnlichem 
Inhalt sind thematisch zusammengefasst worden. Die Zusammenfassung erfolgte dabei nach den 
folgenden Themenschwerpunkten: 
• Verkehrliche Belange 
• Natur, Landschaft und Klima 
 
Verkehrliche Belange 
Die Anlieger äußerten in ihren Stellungnahmen hinsichtlich der verkehrlichen Belange, dass die 
Bauleitplanung für einen Kreisverkehr keine verkehrstechnische Bedeutung habe. Anders als in den 
Stellungnahmen angemerkt, hat der Bebauungsplan 10-7/1 für sich genommen eine eigene 
Verkehrsbedeutung. Der Anschluss des Paul-Henri-Spaak-Weg an den Hemdener Weg ist bislang noch 
nicht regelgerecht ausgebaut und erfordert daher auch unabhängig von der Maßnahme Nordring eine 
Verbesserung. Gegenüber der bisherigen Anbindung wird der geplante Kreisverkehr den Paul-Henri-
Spaak-Weg den verkehrstechnischen Regeln entsprechend anbinden. Berücksichtigt werden dabei 
auch schon die Anschlüsse an den geplanten Nordring in östlicher und westlicher Richtung, damit bei 
der späteren Realisierung des geplanten Nordrings in beide Richtungen der Verkehrsbetrieb innerhalb 
des Kreisverkehrs nicht beeinträchtigt wird. Nicht zuletzt auch aus Gründen der Machbarkeit 
(Finanzierbarkeit) sowie der städtebaulichen Aufwertung des betreffenden Bereiches durch die 
gewählte Knotenpunktform ist der Bebauungsplan 10-7/1 erforderlich. Die geäußerte Stellungnahme 
hat somit zu keiner Änderung der Bauleitplanung geführt. 
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Natur, Landschaft und Klima 
Die Anlieger äußerten in ihren Stellungnahmen hinsichtlich der Themen Natur, Landschaft und Klima, 
dass im Umweltbericht zum Bebauungsplan 10-7/1 keine detaillierten Angaben zur festgestellten 
Modifizierung des Klimas gemacht worden seien. Im Umweltbericht seien zudem die Klasse der 
Insekten sowie anderer Wirbelloser, das Reich der Pflanzen und das Reich der Pilze und Flechten nicht 
betrachtet worden. Betrachtungsrelevant ist der eigentliche Kreisverkehr. Dieser wird zum Teil schon 
auf bereits versiegelten Flächen des Hemdener Weges bzw. des Paul-Henri-Spaak-Weges angelegt. 
Es werden kleinflächig klimatische Funktionsräume überbaut. Bezogen auf den Kreisverkehr wird sich 
an der klimatischen Situation wie oben beschrieben nur wenig ändern, da eine Mindestdurchgrünung 
vorgesehen ist und die zusätzliche Versiegelung keine Hitzeinsel ausbilden wird. Im Falle des 
Schutzgutes Luft wird sich an der Verkehrssituation und den damit verbundenen Emissionen durch den 
Bau des Kreisverkehres erst einmal nichts ändern, da die endgültigen Anbindungen nach West und Ost 
noch fehlen. Dieser Aspekt ist in den jeweiligen weiteren Bauleitplanverfahren dann nochmals zu 
betrachten. Außer bezüglich der Artengruppen Vögel und Fledermäuse liegen keine Hinweise auf 
weitere planungsrelevante Arten vor. Der Untersuchungsrahmen ist vorab mit der Unteren 
Naturschutzbehörde des Kreises Borken abgestimmt worden. Für nicht planungsrelevante Insekten, 
Wirbellose, Pflanzen, Pilze und Flechten wird im Rahmen des Ausgleichs über die Biotopfunktion ein 
Ausgleich geschaffen. Dieser Ausgleich ist auf der städtischen Poolfläche 4 – Kotts Stegge verortet. 
Hier wurde u.a. Nadelwald in naturnahen Laubwald umgewandelt. Die geäußerten Stellungnahmen 
haben zu keiner Änderung der Bauleitplanung nach der Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB geführt. 
 
Von Seiten der Behörden und Träger öffentlicher Belange äußerte der Entsorgungs- und Servicebetrieb 
der Stadt Bocholt (ESB), dass vorhandene Entwässerungsanlagen im Bereich der Bauleitplanung 
anzupassen seien und dass eine Tieferlegung vorhandener öffentlicher Grünanlagen nordöstlich, 
außerhalb des Bebauungsplangebietes weiteren Retentionsraum schaffen könnte. Die Bauleitplanung 
verweist grundsätzlich auf bestehende Leitungen im öffentlichen Straßenraum und darauf, dass 
bodeneingreifende Maßnahmen nötigenfalls mit den betreffenden Versorgungsträgern abgestimmt 
werden müssen. Da sich der Bereich der betreffenden Grünanlagen nicht im Geltungsbereich der 
Bauleitplanung befindet, sei an dieser Stelle informell darauf hingewiesen, dass eine Schaffung 
zusätzlichen Retentionsraumes beim Ausbau der öffentlichen Grünanlagen in diesem Bereich geprüft 
wird. Die geäußerte Stellungnahme hat zu keiner Änderung der Bauleitplanung geführt. 
 
Die Bocholter Energie- und Wasserversorgung GmbH (BEW) merkte in ihrer Stellungnahme an, dass 
eine Vielzahl vorhandener Versorgungsleitungen zu schützen seien. Ferner ist darauf hingewiesen 
worden, dass für ein geplantes Umspannwerk am Hemdener Weg ggf. umfangreiche Leerrohrsysteme 
mit normgerechten Schutzabständen verbaut werden müssten. Die Bauleitplanung verweist bereits auf 
bestehende Leitungen im öffentlichen Straßenraum und darauf, dass bodeneingreifende Maßnahmen 
nötigenfalls mit den betreffenden Versorgungsträgern abzustimmen seien. Baumaßnahmen der BEW 
werden in regelmäßig stattfindenden Koordinierungsgesprächen erörtert, so dass sichergestellt ist, dass 
ggf. auch das geplante Leerrohrsystem beim Bau des geplanten Kreisverkehrs berücksichtigt werden 
kann. Die geäußerte Stellungnahme hat zu keiner Änderung der Planung geführt. 
 
Der Kreis Borken äußerte in seiner Stellungnahme, dass aufgrund eines Eingriffs in Natur und 
Landschaft durch ein privates Bauvorhaben aus dem Jahre 1999 auf einem Grundstück am Hemdener 
Weg eine Pflanzverpflichtung von insgesamt vier Obstbaum-Hochstämmen bestehe. Drei Bäume seien 
noch vorhanden und entsprechend im Rahmen der Bauleitplanung bilanziert worden. Für den vierten 
Baum müsse dies allerdings noch nachgeholt werden. Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung der 
Bauleitplanung müsse anschließend entsprechend angepasst werden. Nach Rücksprache mit dem 
Kreis Borken konnte die noch ausstehende Ausgleichsverpflichtung für den verbliebenen Obstbaum-
Hochstamm durch ein ergänzendes bauaufsichtliches Verfahren für das Bauvorhaben aus dem Jahre 
1999 bereinigt werden, so dass insgesamt seitens des Kreises Borken keine Bedenken mehr 
bestanden. Im ergänzenden bauaufsichtlichen Verfahren ist festgelegt worden, dass das 
Kompensationsdefizit für den verbliebenen Baum der ökologischen Ausgleichsmaßnahme (Anlage von 
Extensivgrünland und Krautsäumen) im städtischen Ausgleichsflächenpool Wasserwerk Mussum 
(Gemarkung Mussum, Flur 17, Flurstück 34 sowie Gemarkung Biemenhorst, Flur 7, Flurstücke 139) 
zugeordnet wird. Das ergänzende bauaufsichtliche Verfahren konnte vor dem Satzungsbeschluss der 
vorliegenden Bauleitplanung abgeschlossen werden und ist damit verbindlich. Eine Änderung der 
Ausgleichs-/ Eingriffsbilanzierung sowie der Festsetzungen des Bebauungsplans war somit nicht 
erforderlich. Die Stellungnahme hat zu keiner Änderung der Bauleitplanung geführt. 
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Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen (Straßen.NRW) erwähnte in seiner 
Stellungnahme, dass davon ausgegangen werde, dass die Ausführungsplanungen der beiden 
Kreisverkehre sowie der Verbindungsspange zwischen Hemdener Weg und Adenauerallee (L 505) 
abgeglichen würden. Die aus einem Audit resultierenden Sicherheitsaspekte sollten auch für den 
geplanten Kreisverkehr im Bereich des Hemdener Weges gelten. Dem Hinweis entsprechend werden 
die Ausführungsplanungen und Sicherheitsaspekte inkl. des Sicherheitsaudits soweit wie möglich 
untereinander abgeglichen und mit dem Landesbetrieb Straßen.NRW abgestimmt. Die Stellungnahme 
hat zu keiner Änderung der Bauleitplanung geführt. 
 
Für den Bebauungsplan ergab sich insgesamt kein Änderungsbedarf nach der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB 
 
Die Eingaben aus sämtlichen Verfahrensschritten wurden der Stadtverordnetenversammlung für die 
Sitzung am 13.12.2023 im Zusammenhang mit dem Satzungsbeschluss über den Bezirksausschuss 
Mitte (06.12.2023) und den Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr (06.12.2023) zur Entscheidung 
vorgelegt. Nach abwägender Betrachtung der Stellungnahmen wurde der 
Stadtverordnetenversammlung über den Bezirksausschuss Mitte und den Ausschuss für Planung, Bau 
und Verkehr der Satzungsbeschluss empfohlen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nahm Kenntnis von den Stellungnahmen aus der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden sowie der Veröffentlichung im Internet/ öffentlichen 
Auslegung nebst Behördenbeteiligung und beschloss den planfeststellungsersetzenden 
Bebauungsplan 10-7/1, Kreisverkehr Hemdener Weg am 13.12.2023 als Satzung. 
 
 
3. Abwägung anderer Planungsmöglichkeiten 
 
Im Zuge des großflächigen Vorhabens des Nordrings und der angrenzenden Wohnbebauung ist ein 
Gutachten zum Vergleich von Linienvarianten des geplanten Nordrings erstellt worden. Dies kam zu 
dem Ergebnis, dass sich der Trassenverlauf, an den der Bebauungsplan 10-7/1 anschließt, aus 
umweltfachlicher Sicht anbietet. Anderweitig verfügbare Planungsmöglichkeiten mit gleichem 
städtebaulichen Entwicklungspotenzial und Lage bestehen nicht. 
 
 
Bocholt, den 17.03.2025 
 
 
Stadt Bocholt 
Fachbereich Stadtplanung und Bauordnung 
Im Auftrag 
 
gez.: 
 
Buschmann 


